
 

 

 

 

 

Bericht aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion vom 31. Mai 2016  

I. Die politische Lage in Deutschland 

Volles Programm bis zur Sommerpause 

Derzeit verhandelt die Koalition in der Bundesregierung und im Bundestag zahlreiche wichtige 

Vorhaben, so dass arbeitsreiche Wochen bis zur Sommerpause vor uns liegen. Diese Vorhaben 

sind von Bedeutung für die Bürger und die Unternehmen in unserem Land. Wir diskutieren die 

künftige Ausgestaltung der Leistungen für behinderte Menschen im Bundesteilhabegesetz. Das 

Integrationsgesetz bringen wir auf den Weg und beraten es zügig, um in erster Linie anerkann-

ten Flüchtlingen Angebote zu machen und Integration einzufordern. Intensiv wird die Zukunft 

des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes verhandelt, bei dem wir das richtige Maß zwischen ver-

nünftiger Förderung von Wind-, Solar-und Biomassenenergie und dem Netzausbau finden müs-

sen. Die Entgeltgleichheit zwischen Männern und Frauen ist noch ein offenes Vorhaben, bei 

dem sich die SPD daran festhalten lassen muss, was wir im Koalitionsvertrag vereinbart haben. 

Gleichzeitig arbeiten wir an dem Zukunftsthema Digitalisierung genauso weiter wie an der inne-

ren Sicherheit. Schließlich hat unser Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble eine gute Lösung 

für die Griechenlandhilfe erreicht. 

Ich bin der festen Überzeugung, dass die Bürgerinnen und Bürger am meisten interessiert, ob 

wir für ihre Sorgen und die wichtigen Zukunftsfragen unseres Landes eine vernünftige Antwort 

finden und zugleich in schwieriger internationaler Lage eine gute Europa- und Außenpolitik 

machen. Dem sollten wir unsere Aufmerksamkeit und Energie widmen. 

Gedenken: Völkermord an den Armeniern und orientalischen Christen. 

Die Tötung vieler Armenier im Osmanischen Reich während des Ersten Weltkrieges war die 

größte Katastrophe in der Geschichte des armenischen Volkes. Den Deportationen und Massen-

morden fielen unabhängigen Quellen zufolge über einer Million Armenier zum Opfer. Dies 

führte zur fast vollständigen Vernichtung der Armenier im Osmanischen Reich. Ebenso waren 

Angehörige anderer christlicher Volksgruppen insbesondere aramäisch/assyrische und chaldäi-

sche Christen von Massakern und Deportationen betroffen. 

Die klare Benennung als Genozid soll vor allem zur Aussöhnung zwischen der Türkei und den 

Armeniern beitragen. Unser Ziel ist es, mit dem Antrag die türkische Seite zu ermutigen, sich 
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mit den damaligen Vertreibungen und Massakern offen auseinanderzusetzen, um damit den 

notwendigen Grundstein zu einer Versöhnung mit dem armenischen Volk zu legen. 

Wir behandeln das Thema im Bundestag auch deshalb, weil das Deutsche Reich damals Haupt-

verbündeter der Türkei war und geschwiegen hat. Damit hatte das Deutsche Reich eine Mitver-

antwortung, die wir klar benennen. 

Fördern und Fordern der Integration. 

Mit dem Integrationsgesetz setzt Deutschland klare Maßstäbe, um anerkannte Flüchtlinge und 

Menschen mit guter Bleibeperspektive besser zu integrieren. Wer in unserem Land Schutz fin-

det, soll möglichst zügig auf eigenen Beinen stehen können und für sich und seine Familie eine 

Perspektive haben. Das ist für jeden Einzelnen ebenso wichtig wie für den Zusammenhalt unse-

rer Gesellschaft. Wir stehen für eine realistische Integration auf Zeit, bis der Fluchtgrund entfällt 

und die Flüchtlinge in ihre Heimat zurückkehren. Ausreichende Sprachkenntnisse, Arbeit und 

das Bekenntnis zur deutschen Werteordnung sind Voraussetzungen einer erfolgreichen Integra-

tion. 

Nach der enormen Kraftanstrengung, die unser Land auch mit Hilfe des Einsatzes vieler ehren-

amtlich tätiger Bürgerinnen und Bürger bei der Unterbringung und Versorgung geleistet hat, le-

gen wir nun eine solide Grundlage für die notwendigen Integrationsschritte. 

II. Die Woche im Parlament 

Gesetz zur Regulierung des Prostitutionsgewerbes sowie zum Schutz von in der Prostitu-

tion tätigen Personen. Die Zustände im Prostitutionsgewerbe sind oftmals von organisierter 

Kriminalität, Zwangsprostitution, Menschenhandel sowie schlechten Arbeitsbedingungen der 

Prostituierten gekennzeichnet. Mit dem Gesetzentwurf, den wir in erster Lesung beraten, gehen 

wir gegen diese Probleme vor. Nach langen und zähen Verhandlungen mit dem Koalitions-

partner wird in dieser Woche ein Signal gesetzt, dass Deutschland nicht das unkontrollierte Bor-

dell Europas bleibt. Das rot-grüne Prostitutionsgesetz von 2002 ist in der Praxis gescheitert. Es 

ist überfällig, dass der Prostitutionsmarkt in Deutschland stärker reguliert wird. Vor allem auf 

Drängen der Union ist eine Erlaubnispflicht für Bordellbetreiber, eine Anmeldepflicht, regelmä-

ßige Gesundheitsberatung für alle Prostituierten und eine Kondompflicht vorgesehen. Der 

Schutz von 18- bis 20-jährigen Prostituierten wird verbessert. Es geht nicht nur um die Bekämp-

fung des kriminellen Umfelds, sondern darum, jede Form der Fremdbestimmung in der Prosti-

tution einzudämmen: Gewalt, Einschüchterung, Manipulation, Ausnutzen von Hilflosigkeit, 

Mietwucher, Uninformiertheit, schlechte Arbeitsbedingungen, Flat-Rate- und Pauschalangebote 

durch Betreiber. 

Bericht der Bundesregierung zu den Auswirkungen des Gesetzes zur Regelung der Rechts-

verhältnisse der Prostituierten (Prostitutionsgesetz – ProstG). Der Bericht der Bundesregie-

rung belegt, dass das rot-grüne Prostitutionsgesetz aus dem Jahr 2002 gescheitert ist und den 

von den damaligen Initiatoren gewünschten Effekt, Prostituierte in ein sozialversichertes Ange-

stelltenverhältnis zu bringen, nicht erreicht hat. Angesichts des erheblichen Einflusses der orga-

nisierten Kriminalität und der fehlenden Kontrollmöglichkeiten des Milieus hat sich die Lage 
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der meisten Prostituierten seit dem rot-grünen Prostituiertengesetz nicht verbessert, sondern 

verschlechtert.  

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2011/36/EU des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 5. April 2011 zur Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels und zum 

Schutz seiner Opfer sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/629/JI des Rates. In 

erster Lesung setzen wir die EU-Richtlinie gegen den Menschenhandel in deutsches Recht um. 

Schon bisher bestand in Deutschland ein weitgehender Schutz gegen Menschenhandel, der nun 

noch gemäß europäischer Vorgaben um Menschenhandel zum Zweck von Betteltätigkeiten, 

strafbaren Handlungen des Ofers sowie der Entnahme von Organen des Opfers präzisiert wird. 

Wir haben uns in der Koalition darauf geeinigt, darüber hinaus den strafrechtlichen Schutz vor 

Menschenhandel und Zwangsprostitution durch eine Neufassung der strafrechtlichen Vor-

schriften zu verbessern. Freier, die die Zwangslage eines Opfers ausnutzen oder billigend in Kauf 

nehmen, sollen demnach künftig bestraft werden können.  

Erinnerung und Gedenken an den Völkermord an den Armeniern und anderen christli-

chen Minderheiten in den Jahren 1915 und 1916. Wir gedenken den Opfern der Vertreibun-

gen und Massaker an den Armeniern und anderen christlichen Minderheiten des Osmanischen 

Reichs, die 1915 inmitten des 1. Weltkrieges ihren Anfang nahmen. Gleichzeitig möchten wir 

die türkische Seite ermutigen, sich mit den damaligen Vertreibungen und Massakern offen aus-

einanderzusetzen, um damit den notwendigen Grundstein zu einer Versöhnung mit dem arme-

nischen Volk zu legen.  

Integrationsgesetz. Wir bringen den auf der Kabinettklausur in Meseberg beschlossenen Ent-

wurf eines Integrationsgesetzes als Fraktionsinitiative ein und beraten ihn in erster Lesung. Es 

enthält für anerkannte Asylbewerber und Menschen mit guter Bleibeperspektive Maßnahmen, 

mit denen wir sie fördern und fordern wollen. Wir wollen Flüchtlingen den Zugang zu Integrati-

onskursen und zum Arbeitsmarkt erleichtern. Förderangebote und Pflichten werden genau defi-

niert und rechtliche Konsequenzen für fehlende Integrationsbemühungen klar geregelt. Wer 

sich nicht an die Regeln hält, muss mit Leistungskürzungen rechnen. Zugleich sollen die Asyl-

verfahren weiter beschleunigt werden. Eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis kann zukünftig 

nicht mehr automatisch nach drei Jahren erworben werden, sondern kommt in der Regel erst 

nach fünf Jahren in Betracht, sofern Integrationsleistungen wie hinreichende Sprachkenntnisse 

und eine überwiegende Lebensunterhaltssicherung gewährleistet sind. Bei herausragender In-

tegration besteht bereits nach drei Jahren die Möglichkeit der Aufenthaltsverfestigung. Leistung 

lohnt sich also.  

Mit der Wohnortzuweisung bekommen Länder und Kommunen zudem ein Instrument in die 

Hand, um die Konzentration von Schutzberechtigten in Ballungsräumen zu verhindern und po-

sitiv auf die Integration in der Fläche einwirken zu können. Sie tritt rückwirkend zum 1. Januar 

2016 in Kraft.  

 

Weiterentwicklung Exzellenzinitiative und Förderung des wissenschaftlichen Nachwuch-

ses. In einer vereinbarten Debatte beraten wir die Fortführung der Stärkung der Universitäten 

und des Wissenschaftsstandortes Deutschland. Am 16. Juni 2016 wollen Bund und Länder eine 

von der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz vorbereitete Einigung hierzu abschließend ent-

scheiden. Diese soll langfristig gelten und den Wettbewerb um die besten Köpfe auf eine solide 
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Grundlage stellen – und umfasst drei Bestandteile: 

Erstens eine Erneuerung der Exzellenzinitiative, die mit jährlich insgesamt 533 Millionen Euro 

ausgestattet wird. Hier sollen einerseits Forschungsfelder projektbezogen durch Exzellenzclus-

ter, andererseits Universitäten durch die Stellung als Exzellenzuniversität gefördert werden. Drei 

Viertel der Kosten werden durch Bund getragen, der Rest durch das Land, in dem die Förderung 

stattfindet. Zweitens soll ein Bund-Länder-Programm zur Förderung des wissenschaftlichen 

Nachwuchses beschlossen werden, mit dem strukturelle Verbesserungen für den wissenschaft-

lichen Nachwuchs erzielt werden sollen. Mit einer Milliarde Euro sollen über 15 Jahre insbeson-

dere transparentere und zuverlässig planbare Karrierewege im Rahmen sogenannter Tenure-

Track-Professuren gefördert werden. Schließlich wird die Förderinitiative „Innovative Hoch-

schule“ die Zusammenarbeit und den Wissenstransfer zwischen kleinen und mittleren Unter-

nehmen und Fachhochschulen verbessern. Für diese Förderinitiative stellen Bund und Länder 

bis zu 550 Millionen Euro für zehn Jahre bereit. 

Zweites Gesetz zur Änderung des Telemediengesetzes. Durch eine gesetzliche Klarstellung, 

dass WLAN-Betreiber als Accessprovider unter die Haftungsprivilegierung des Telemediengeset-

zes (TMG) fallen, schaffen wir in zweiter und dritter Lesung Rechtssicherheit für die Betreiber. 

Wir haben uns darauf geeinigt, dass Rechteinhaber auch weiterhin die Möglichkeit besitzen, Ur-

heberrechtsverletzungen wirkungsvoll nachzugehen, ohne dass WLAN-Betreiber dafür haften. 

Der Anspruch auf Unterlassung gegen WLAN-Betreiber bleibt dabei erhalten. 

Gesetz zur Stärkung der beruflichen Weiterbildung und des Versicherungsschutzes in der 

Arbeitslosenversicherung (Arbeitslosenversicherungsschutz- und Weiterbildungsstär-

kungsgesetz – AWStG). In zweiter und dritter Lesung stärken wir die Instrumente der berufli-

chen Weiterbildung im Recht der Arbeitsförderung. Ziel ist der verbesserte Zugang von gering 

qualifizierten Arbeitnehmern sowie von Langzeitarbeitslosen zu einer abschlussbezogenen Wei-

terbildung. Die Weiterbildungsförderung in kleinen und mittleren Unternehmen entwickeln wir 

fort, indem die Förderung flexibilisiert wird. Zugleich verbessern wir den Versicherungsschutz 

in der Arbeitslosenversicherung für Übergangsprozesse am Arbeitsmarkt. 

Das Fachkräftepotenzial ausschöpfen – Zukunftschancen der deutschen Wirtschaft si-

chern. Die Leistungsfähigkeit der deutschen Wirtschaft ist in besonderer Weise abhängig vom 

Können ihrer Fachkräfte. Selbstständige und innovative Köpfe in Unternehmen, Wissenschaft 

und Forschung tragen dazu bei, dass die deutsche Wirtschaft ihre Spitzenposition hält und wei-

terhin die Grundlage unseres Wohlstands bildet. Voraussetzung dafür ist, dass dem Arbeits-

markt auch in Zukunft genügend Fachkräfte zur Verfügung stehen. Wir fordern die Bundesregie-

rung daher dazu auf, dafür Sorge zu tragen, dass das Potenzial bislang unterrepräsentierter Be-

völkerungsgruppen besser genutzt wird, dass Arbeitsformen flexibilisiert werden und Qualifika-

tionen für naturwissenschaftlich-technische und soziale Berufe gefördert werden. So kann sie 

dazu beitragen, die deutsche Wirtschaft zukunftsfest zu machen. 

Gesetz über Maßnahmen zur Förderung des deutschen Films (Filmförderungsgesetz – 

FFG). In erster Lesung beraten wir eine Novelle der Fördermaßnahmen für deutsche Filme, die 

durch die Filmförderungsanstalt geleistet werden. Der allgemeine Förderhaushalt soll dabei 

etwa durch eine Erhöhung der Rückflüsse und eine moderate Fortentwicklung der Abgaben sta-

bilisiert werden. Mit einer Verschlankung und Professionalisierung der Fördergremien wollen 

wir darüber hinaus effizientere und transparentere Förderentscheidungen gewährleisten. 
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Gleichzeitig stärken wir den deutschen Qualitätsfilm durch eine neu geschaffene Spitzenförde-

rung im Drehbuchbereich. 

Fortsetzung der deutschen Beteiligung an der internationalen Sicherheitspräsenz in Ko-

sovo (KFOR). Wir unterstützen den Antrag der Bundesregierung auf eine Fortsetzung der deut-

schen Beteiligung an der internationalen Sicherheitspräsenz im Kosovo (KFOR). Der 1999 begon-

nene Einsatz hat zu einer zunehmenden Befriedung der Lage in der unruhigen Region geführt. 

Allerdings bleibt ein Eskalationspotenzial insbesondere im kosovo-serbisch dominierten Nor-

den des Kosovo bestehen. In Anbetracht der stabilen Lage soll die Personalobergrenze dabei je-

doch von 1.850 auf 1.350 einsetzbare Soldaten abgesenkt werden. 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte an der „United Nations In-

terim Force in Lebanon“ (UNIFIL). Die Mission UNIFIL ist für die Stabilität im Nahen Osten 

von großer Bedeutung, denn die Lage in der Region wird vom Syrien-Konflikt und den IS-Terror-

milizen bedroht. Unser Einsatz gilt dem Fähigkeitsaufbau der libanesischen Marine, um diese in 

die Lage zu versetzen, die eigene Seegrenze zu überwachen und zu schützen. Daher unterstützen 

wir den Antrag der Bundesregierung, die Beteiligung deutscher Soldaten zu verlängern. 

Erstes Gesetz zur Änderung des Agrarmarktstrukturgesetzes. Aufgrund der anhaltend 

schlechten Marktsituation bei Milcherzeugnissen wurde auf EU-Ebene beschlossen, dass aner-

kannte Erzeugerorganisationen und Genossenschaften Absprachen treffen können, um die Roh-

milchproduktion auf freiwilliger Basis für einen Zeitraum von sechs Monaten zu regulieren. Wir 

setzen diesen Beschluss in zweiter und dritter Lesung in deutsches Recht um. Dabei soll die Er-

mächtigungsgrundlage für das BMEL zum Erlass von Rechtsverordnungen im Agrarmarktstruk-

turgesetz so geändert werden, dass der Anwendungsbereich des Gesetzes auch nicht-anerkannte 

Agrarorganisationen umfasst. In Deutschland betrifft dies insbesondere die Genossenschaften, 

die bisher durch das Agrarmarktstrukturgesetz nicht erfasst wurden. 

Zweites Gesetz über eine finanzielle Hilfe für Dopingopfer der DDR  

(Zweites Dopingopfer-Hilfegesetz). Im Haushalt haben wir 10,5 Millionen Euro für die Neu-

auflage eines staatlichen Doping-Opfer-Hilfe-Fonds vorgesehen. Dieser soll Menschen entschä-

digen, denen insbesondere als Nachwuchsleistungssportler in der DDR aufgrund staatlicher Ver-

anlassung unwissentlich Präparate zur Leistungssteigerung verabreicht wurden, die zu massi-

ven gesundheitlichen Schädigungen geführt haben. Gleiches gilt für Menschen, die aufgrund der 

damaligen Schwangerschaft der Mutter heute Spätfolgen zu ertragen haben. Bereits von 2002 bis 

2007 erhielten 194 anerkannte DDR-Dopingopfer eine Einmalzahlung. Viele Spätfolgen zeigten 

sich jedoch erst zeitversetzt. Aus diesem Grund beschließen wir in zweiter und dritter Lesung 

ein zweites Dopingopfer-Hilfegesetz, um die entsprechenden Personen zu entschädigen. 

Gesetz zur Änderung bewachungsrechtlicher Vorschriften. Vor dem Hintergrund verschie-

dener Vorfälle, unter anderem etwa vereinzelter Übergriffe in Flüchtlingsunterkünften durch 

Bewachungspersonal, überarbeiten wir das Bewachungsrecht in erster Lesung. Bewachungsun-

ternehmer und Personen, die bei der Bewachung von Flüchtlingsunterkünften und Großveran-

staltungen in leitender Position eingesetzt werden, müssen künftig anstelle eines Unterrich-

tungsnachweises einen Nachweis tatsächlicher Sachkunde erbringen. Im Rahmen der regelmä-

ßigen Zuverlässigkeitsprüfung holen die zuständigen Behörden künftig eine Auskunft der zu-

ständigen Polizeibehörde ein, erhalten die Möglichkeit der Abfrage bei den Landesbehörden für 
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Verfassungsschutz und können eine unbeschränkte Auskunft aus dem Bundeszentralregister 

einholen. 

Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Familie, Pflege und Beruf für Beamtinnen und Be-

amte des Bundes und Soldatinnen und Soldaten sowie zur Änderung weiterer dienst-

rechtlicher Vorschriften. Immer wieder können Polizeibeamte sowie Soldaten, die im Dienst 

Opfer von Gewalttaten wurden,  ihren Schmerzensgeldanspruch mangels Zahlungsfähigkeit des 

Schädigers nicht durchsetzen. Wir führen daher einen Anspruch auf Zahlung des Schmerzens-

gelds gegen ihren Dienstherrn ein, um der staatlichen Fürsorgepflicht für dessen Beamte nach-

zukommen und diese besser abzusichern.  

Gleichzeitig dehnen wir in diesem Gesetzentwurf, den wir in erster Lesung beraten, das für die 

Privatwirtschaft und für Tarifbeschäftigte geltende Gesetz zur besseren Vereinbarkeit von Fami-

lie, Pflege und Beruf im Wesentlichen wirkungsgleich auf Beamte und Soldaten aus, etwa durch 

einen Rechtsanspruch auf Familienpflegezeit. Darüber hinaus ändern wir weitere dienstrechtli-

che Vorschriften, etwa zur Beihilferegelung oder parallelen Beamtenverhältnissen bei Laufbahn-

wechseln und setzen die europäische Richtlinie zur Anerkennung von Berufsqualifikationen in 

das Dienstrecht des Bundes um. 

Sechstes Gesetz zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze 

(6. SGB IV-Änderungsgesetz – 6. SGB IV-ÄndG). In erster Lesung beraten wir Möglichkeiten, 

wie die Meldeverfahren in der Sozialen Sicherung verbessert werden können. Dies geschieht 

etwa unter Nutzung der Erkenntnisse des Projektes „über die Möglichkeiten zur Optimierung der 

Meldeverfahren in der sozialen Sicherung“. Gegenstand ist etwa der Einsatz einer maschinenles-

baren Verschlüsselung der Daten auf dem Sozialversicherungsausweis. Gleichzeitig greifen wir 

Anregungen aus der Praxis auf und verbessern Defizite bereits umgesetzter Optimierungsverfah-

ren. Ebenfalls schaffen wir eine Online-Plattform mit Basisinformationen zu sozialversiche-

rungsrechtlichen Fragen im Zusammenhang mit dem Melde- und Beitragsverfahren für Arbeit-

geber und vereinfachen die Übermittlung von Entgeltbescheinigungsdaten. So entlasten wir ins-

besondere die mittelständische Wirtschaft von Bürokratie. 

Viertes Gesetz zur Änderung des GAK-Gesetzes. Wie im Koalitionsvertrag vereinbart, entwi-

ckeln wir die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und Küstenschutz“ (GAK) 

weiter. Mit der bisherigen Ausrichtung auf Maßnahmen, die allein land- und forstwirtschaftli-

chen Betriebe zu Gute kommen, kann den Herausforderungen für die ländlichen Räume nicht 

mehr allein begegnet werden. Die Aufrechterhaltung leistungsfähiger ländlicher Gebiete und des 

dörflichen Lebens trägt ebenso zu Verbesserung der Agrarstruktur bei. Wir erweitern die bishe-

rige Förderung daher um Möglichkeiten zur Unterstützung der Infrastruktur von ländlichen Re-

gionen, die vom demographischen Wandel und geografischer Abgelegenheit besonders betrof-

fen sind und stellen damit auch sicher, dass die Fördermöglichkeiten des europäischen Land-

wirtschaftsfonds für Ländliche Entwicklung (ELER) möglichst vollständig genutzt werden kön-

nen. Wir beraten die Verbesserungen in erster Lesung. 

Erstes Gesetz zur Änderung des Direktzahlungen-Durchführungsgesetzes. In erster Lesung 

passen wir das Direktzahlungen-Durchführungsgesetz aus dem Jahr 2014 an neue Vorgaben der 

EU-Kommission zur Umwandlung von Dauergrünland im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpoli-
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tik (GAP) an, die bei dessen Erlass nicht vorhersehbar waren. Die Umwandlung von Dauergrün-

land in eine nichtlandwirtschaftliche Fläche etwa unterliegt für landwirtschaftliche Betriebe 

künftig bestimmten Voraussetzungen, um weiterhin Direktzahlungen erhalten zu können. 

Gesetz zur Bekämpfung der Verbreitung neuer psychoaktiver Stoffe. Mit dem Gesetz, das 

wir in erster Lesung beraten, bekämpfen wir die Verbreitung von neuen psychoaktiven Stoffen, 

sogenannter „Legal Highs“. Durch ein weitreichendes Verbot des Erwerbs, Besitzes und Handels 

mit diesen Stoffen wird dabei deren Verfügbarkeit als Konsum- und Rauschmittel einge-

schränkt. 

III. Daten und Fakten 

Bruttoinlandsprodukt steigt. Die deutsche Wirtschaft ist kraftvoll in das neue Jahr gestartet: 

Im ersten Quartal 2016 war das Bruttoinlandsprodukt preis-, saison- und kalenderbereinigt um 

0,7 Prozent höher als im vierten Quartal 2015. Positive Impulse kamen im Vorquartalsvergleich 

dabei vor allem aus dem Inland – insbesondere die Investitionen zogen zum Jahresbeginn deut-

lich an: In Ausrüstungen wurde 1,9 Prozent mehr investiert als im vierten Quartal 2015. Die Bau-

investitionen, begünstigt durch die milde Witterung, stiegen sogar um 2,3 Prozent. Zudem stei-

gerten die privaten Haushalte ihre Konsumausgaben um 0,4 Prozent und die staatlichen Kon-

sumausgaben waren um 0,5 Prozent höher als im Vorquartal. Die Nachfrage aus dem Ausland ist 

ebenfalls gestiegen: Den vorläufigen Berechnungen zufolge wurden insgesamt 1,0 Prozent mehr 

Waren und Dienstleistungen exportiert als im vierten Quartal 2015. Allerdings erhöhten sich 

auch die Importe im selben Zeitraum etwas stärker, um 1,4 Prozent. 

(Quelle: Statistisches Bundesamt) 

Mehr Diebstähle und Einbrüche. Wie in den Vorjahren dominierten auch im Jahr 2015 die 

Diebstahlsdelikte mit einem Anteil von 39,2 Prozent an der Gesamtkriminalität. Gegenüber dem 

Vorjahr stieg ihre Anzahl um 1,8 Prozent auf 2.483.694 Fälle. Die Anzahl der Diebstähle ohne er-

schwerende Umstände – etwa dann, wenn Gegenstände nicht durch besondere Schutzvorrich-

tungen gesichert waren – erhöhte sich um 2 Prozent – darunter Taschendiebstähle (plus 3,9 Pro-

zent auf 106.948 Fälle) und einfache Ladendiebstähle (plus 6,9 Prozent auf 369.465 Fälle).  

Schwere Ladendiebstähle, bei denen beispielsweise in einen verschlossenen Raum eingedrun-

gen wurde, nahmen um 11,9 Prozent auf 21.936 Fälle zu. Auch die Zahl schwerer Diebstähle aus 

Boden- und Kellerräumen oder Waschküchen stieg um 3,5 Prozent auf 104.700 Fälle. Im Jahr 

2015 wurden darüber hinaus 167.136 Wohnungseinbrüche registriert, was einem Plus von 9,9 

Prozent entspricht. In 71.300 der Fälle (42,7 Prozent) blieb es dabei beim Einbruchsversuch. 

Zwar fanden mit 70.333 Einbrüchen weniger als die Hälfte (42,6 Prozent) der Einbrüche zwi-

schen 6 und 21 Uhr statt, mit einer Versuchsquote von 36,8 Prozent waren diese jedoch meist 

erfolgreicher. 

(Quelle: Polizeiliche Kriminalstatistik 2015) 


